
Öffentliche Gemeinderatssitzung  
am Montag, 23. September 2019, um 19.45 Uhr 
 
Am kommenden Montag, 23. September 2019, findet um 19.45 Uhr eine öffentliche 
Gemeinderatssitzung im Vereinshaus in der Rheinauhalle mit folgender 
Tagesordnung statt: 
 

1. Vorläufige Kostenfeststellung „Kinderhaus Pestalozzi“  
2. Vorstellung der Planung Außenanlage „Kinderhaus Pestalozzi“ 

Beschluss zur Ausschreibung 
3. Auftragsvergabe „Kinderhaus Pestalozzi“ 

-Mobiliar  
4. Genehmigung über- und außerplanmäßiger Ausgaben im Haushaltsjahr 2018 
5. Nachkalkulation Wasserverbrauchsgebühr 2018 
6. Nachkalkulation Abwassergebühren 2018 
7. Jahresrechnung 2018 
8. Bauanträge 
9. Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse 
10. Informationen und Anfragen 
11. Anfragen des Gemeinderates 
12. Einwohnerfragestunde 

 
 
 
 
Zu dieser Gemeinderatssitzung sind alle interessierten Einwohnerinnen und 
Einwohner recht herzlich eingeladen. Im Anschluss daran findet noch eine 
nichtöffentliche Gemeinderatssitzung statt. 
 
 
 
gez.  
Veronika Laukart 
Bürgermeisterin 
 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

1 23.09.2019 X  Vorläufige Kostenfeststellung „Kinderhaus 
Pestalozzi“ 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Am 24. September 2018 wurde dem Gemeinderat eine Kostenschätzung für das 
dreigruppige „Kinderhaus Pestalozzi“ übergeben. Diese Kostenschätzung belief sich 
auf 1.963.559 Euro. In der Sitzung vom 19.11.2018 wurde der Gemeinderat über die 
Gespräche mit dem Kreisbrandmeister Heiko Schäfer und dem 
Brandschutzsachverständigen Marcus Haas in Bezug auf die Anwendung der neuen 
DIN-Norm Bereich Elektro, informiert. Der Gemeinderat entschied sich dafür die DIN-
Norm anzuwenden, was mit Kostensteigerungen in Höhe von 301.500 Euro 
verbunden war. Für das „Kinderhaus Pestalozzi“ wurden Zuschüsse in Höhe von 
501.000 Euro bewilligt.  
 
In der Anlage ist die Kostenfortschreibung mit dem derzeitigen Auftragsvergabestand 
sowie Rechnungsstand enthalten. In der Kostenfortschreibung sind die Kosten für die 
Außenanlage nicht enthalten. Diese werden zusammen mit der Vorstellung der 
Planung erläutert. Derzeit liegen die Kosten um 225.170,86 Euro unter der 
Kostenschätzung. Insgesamt müssen noch zwei Gewerke (Schreiner, Schlosser) 
vergeben werden.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Kein Beschlussvorschlag 
 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 

  

 





 

 

 

 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

2 23.09.2019 X  Vorstellung Außenanlage „Kinderhaus Pestalozzi“-
Beschluss zur Ausschreibung 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Frau Waller vom Planungsbüro Fuchs wird in der Sitzung die Außenanlage des 
Kindergartens vorstellen. Es ist vorgesehen, noch im September die Arbeiten 
auszuschreiben, damit diese rechtzeitig fertiggestellt werden kann.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Planung wird gebilligt. Die Arbeiten sollen im September ausgeschrieben 
werden.  
 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 

 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

3 23.09.2019 X  Auftragsvergabe „Kinderhaus Pestalozzi“ 
Möblierung 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Für das „Kinderhaus Pestalozzi“ wurde eine beschränkte Ausschreibung für die 
Möblierung durchgeführt.  
 
Es ist ein Angebot eingegangen.   
 
Bieter Angebotssumme in Brutto 
Fa. Wehrfritz  70.587,48 Euro 
 
In der Kostenberechnung für das Kinderhaus ist für die Allgemeine Ausstattung ein 
Betrag in Höhe von 225.000 Euro vorgesehen.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Möblierung für das Kinderhaus wird bei Fa. Wehrfritz zu einem Preis von 
70.587,48 beschafft.  
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 

 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

4 23.09.2019 X  Genehmigung über- und außerplanmäßiger Ausgaben im 
Jahr 2018 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Im Vollzug des Haushaltsplans 2018 kam es zu diversen über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben.  
In der Anlage sind alle relevanten Ausgaben des Verwaltungs- und 
Vermögenshaushaltes mit einer Überschreitung von mehr als 3.000 Euro sowie die 
jeweilige Deckung aufgeführt. 
 
Da es im Haushaltsjahr 2018 Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer kam und im 
Jahr 2017 eine sehr hohe Zuführung zu den Rücklagen erwirtschaftet wurde, ist die 
Deckung aller über- und außerplanmäßigen Ausgaben sogar ohne Aufnahme eines 
Darlehens gewährleistet. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt den über- und außerplanmäßigen Ausgaben gemäß 
Tabelle zuzustimmen. 
 
 
Anlage 
 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 

 



  



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

5 23.09.2019 X  Nachkalkulation Wasserverbrauchsgebühr 2018 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.01.2018 wurde von der Firma Schmidt und Häuser eine neue Kalkulation der 
Wasserverbrauchsgebühr für den Zeitraum 2018 bis 2019 aufgestellt. Diese brachte 
einen neuen Gebührensatz in Höhe von 1,32 € für den gesamten 
Kalkulationszeitraum mit sich. Unter Einbeziehung der gebührenrechtlichen 
Ergebnisse aus 2013 und 2014 ergibt sich ein bereinigtes Ergebnis in Form eines 
Verlustes von rund 42.894 Euro. 
Bei der Wasserversorgung handelt es sich um eine Versorgungseinrichtung und ein 
wirtschaftliches Unternehmen. Nach § 14 Abs. 1 Satz 2 KAG können 
Versorgungseinrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen einen angemessenen 
Ertrag für den Haushalt erwirtschaften. Da für diese Einrichtung der 
Kostendeckungsgrundsatz nicht gilt, kann auch keine Verpflichtung zum Ausgleich 
von Kostenunterdeckungen bestehen. Nichts desto trotz werden 
Vorjahresergebnisse in die Kalkulationen mit einbezogen. 
 
Die Gemeindeverwaltung hat zum Ende des Jahres 2018 eine Nachkalkulation zur 
Überprüfung des Gebührensatzes und Ermittlung der kalkulatorischen Kosten 
aufgestellt. Der ermittelte kostendeckende Gebührensatz für das Jahr 2018 liegt bei 
1,86 €. Da der festgelegte Gebührensatz unter diesem ermittelten Gebührensatz 
liegt, ist der Gemeinde ein Verlust in Höhe von 51.822,00 Euro entstanden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt die Nachkalkulation der Wasserverbrauchsgebühr für 
das Jahr 2018. 
 
Anlage 
Nachkalkulation Wasserverbrauchsgebühr 2018 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 



 



 

 



 



 





 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

6 23.09.2019 X  Nachkalkulation Abwassergebühren 2018 

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.01.2018 wurde von der Firma Schmidt und Häuser eine neue Kalkulation der 
Abwassergebühren für den Zeitraum 2018 bis 2019 aufgestellt. Diese brachte neue 
Gebührensätze für Schmutzwasser in Höhe von 2,33 € und Niederschlagswasser in 
Höhe von 0,55 € für den gesamten Kalkulationszeitraum mit sich.  
 
Die Gemeindeverwaltung hat zum Ende des Jahres 2018 eine Nachkalkulation zur 
Überprüfung der Gebührensätze und Ermittlung der kalkulatorischen Kosten 
aufgestellt. Der ermittelte kostendeckende Gebührensatz für das Jahr 2018 liegt für 
Schmutzwasser bei 2,38 € und für Niederschlagswasser 0,50 €.  
 
Beim Schmutzwasser ergibt sich für 2018 eine Unterdeckung in Höhe von 2.186,85 
€, beim Niederschlagswasser eine Überdeckung in Höhe von 13.173,12 €. Das 
gebührenrechtliche Ergebnis für 2018 liegt insgesamt bei 10.986,27 €.  
 
Die Abwasserbeseitigung ist eine Pflichtaufgabe und hoheitliche Tätigkeit der 
Gemeinde Au am Rhein. Die Abwassergebühren sind daher kostendeckend 
festzusetzen, ein Gewinn darf nicht einkalkuliert werden. Erwirtschaftete Gewinne 
müssen innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ausgeglichen werden, 
erwirtschaftete Verluste können gleichermaßen ausgeglichen werden. 
 
Da die Gemeinde zum Ausgleich erwirtschafteter Gewinne verpflichtet ist, müssen 
Überdeckungen aus dem Jahr 2014 eingerechnet werden. Somit ergeben sich 
Überdeckungen für Schmutzwasser in Höhe von 12.206,64 € und 
Niederschlagswasser in Höhe von 13.252,12 €, welche in die Kalkulation für die 
Jahre 2020 bis 2022 eingestellt werden müssen. 
 

  

 

 

 
 
 
 
 



Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt die Nachkalkulation der Schmutzwasser- und 
Niederschlagswassergebühr 2018. 
 
 
Anlage 
Nachkalkulation Abwasserbeseitigungsgebühren 2018 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 
 

 

 

 





 

 

 



 

 

 
 



 

 

 



 

 



 
 



 



 
 

 



 

 



 
 



 
 



 
 



 
 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 

7 23.09.2019 X  Vorstellung und Beschluss der Jahresrechnung 
2018 mit Rechenschaftsbericht  

 
 
 
Sachverhalt: 
 
In der Anlage wird dem Gemeinderat die Jahresrechnung 2018 übergeben.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Jahresrechnung 2018 mit Rechenschaftsbericht. 
 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltung 
 

 



 

Gemeinde Au am Rhein 
Landkreis Rastatt 
 
 

 
Sitzungsvorlage:        
 
TOP-Nr. Sitzung am ö nö Tagesordnungspunkt 
    8  23.09.2019 X  Bauvoranfrage zum Neubau eines Wohnhauses mit 

10-12 Wohneinheiten, Neuburgweierer Str. 28/30, 
Flst. Nr. 5568 

 
 
Sachverhalt: 
 
Auf dem betroffenen Grundstück Neuburgweierer Straße 28/30, Flst. Nr. 5568 wird 
durch den Antragsteller beabsichtigt, den vorhandenen baulichen Bestand 
abzureißen und stattdessen ein Wohnhaus mit 10-12 Wohneinheiten zu errichten. 
Das Gebäude soll mit einem Aufzug ausgestattet und nicht unterkellert werden. Alle 
Wohnungen sollen barrierefrei ausgeführt werden. 
Im Rahmen der eingereichten Bauvoranfrage wurden folgende Fragen gestellt: 
 
1. Sind die aufgezeigten Bebauungsvarianten zulässig ? 
2. Sind die Abmessungen der Grundrisse zulässig ? 
3. Sind die Abstände zu den Nachbargrundstücken mit mindestens drei Metern 
ausreichend ? 
4. Wird einer Bebauung mit Satteldach (Straßenausrichtung – analog Nachbarbe-
bebauung) zugestimmt ? 
5. Wird der Höhenabwicklung - nicht höher als 12 Meter - zugestimmt ? 
6. Wird einer Bebauung mit 10-12 Wohneinheiten (je nach Schnitt der Wohnungen) 
und Wohnungsgrößen zwischen 40 und 125 m² zugestimmt ? 
 
Das Grundstück liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Die 
planungsrechtliche Beurteilung richtet sich somit nach § 34 Baugesetzbuch. Das 
Vorhaben ist somit nach dem Kriterium des Einfügens zu prüfen. 
Bauordnungsrechtliche Vorschriften, die zu beachten sind, werden ausschließlich 
seitens des Landratsamtes als zuständige Baurechtsbehörde überprüft. 
 
Seitens der Verwaltung wird zu den gestellten Fragen wie folgt Stellung genommen: 
 
Hinsichtlich den Bebauungsvarianten wird hier einer T-Form des Gebäudes mit 
Satteldach, zur Verleihung einer gewissen Individualität bzw. Auflockerung der 
Gebäudestruktur, der Vorzug gegeben. 
Hinsichtlich der Gesamtgröße des Grundstückes von 1.112 m² werden die 
Grundrisse nicht als überdimensioniert angesehen. 
Zu den Fragen 3 und 4 ist die Aussage zu treffen, dass im Planungsrecht eine 
Beurteilung seitens der Gemeinde hierzu keine Berücksichtigung findet. 
Die Höhenentwicklung ist hinsichtlich des Einfügens in die Umgebungsbebauung zu 
prüfen. Aus dem beigefügten Plan geht eine Gesamthöhe des Objektes von 10,63 m 
hervor. Die Nachbargebäude weisen eine Firsthöhe von 10,20 m bzw. 12,03 m auf. 



Zur Frage 6 ist anzumerken, dass vom Landratsamt Rastatt als Baurechtsbehörde 
bereits in anderen vorhergehenden Bauanträgen darauf hingewiesen wurde, dass 
die Zahl der Wohneinheiten kein Kriterium des Einfügens nach § 34 BauGB darstellt. 
Ebenso zählt auch die Zahl und Lage der notwendigen Stellplätze zum 
Bauordnungsrecht und wird vollinhaltlich von der unteren Baurechtsbehörde 
bauordnungsrechtlich bzw. straßenverkehrsrechtlich -ggfs. nach erfolgter 
Abstimmung mit Polizei bzw. Straßenverkehrsamt/Straßenbauamt- geprüft und steht 
daher nicht zur Disposition durch das kommunale Einvernehmen. 
 
Eine wesentliche Überschreitung der maßgebenden Umgebungsbebauung wird bei 
Umsetzung der dargestellten bevorzugten Variante als nicht gegeben angesehen. 
Aufgrund des Fehlens barrierefreier Wohnungen in Baden-Württemberg, 
insbesondere für ältere Menschen, muss eine derartige Entwicklung mit verstärktem 
altersgerechtem Wohnungsbau mit mehreren Wohneinheiten auch in kleineren 
Gemeinden wie Au am Rhein von Interesse sein. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat wird gebeten, das erforderliche Einvernehmen zur Bauvoranfrage 
hinsichtlich den Fragen mit den dargestellten Stellungnahmen zu erteilen. 
 
 
Beratungsergebnis: 

 Einstimmig 
 Bürgermeisterin Laukart macht von ihrem Stimmrecht Gebrauch 

 Ja - Stimmen 
 Nein - Stimmen 
 Enthaltungen 
 Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage I zu TOP 8 Bebauungsvarianten und Lageplan 
 

 
 

Anlage II zu TOP 8 Ansicht und Straßenabwicklung in T-Form 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 
 

 
 


